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Schriftlicher Bericht 

des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Bundeswasserstraßengesetzes (WaStrG) in der Fassung 
der Beschlüsse des Verkehrsausschusses 

— Drucksachen V/352, V/1469 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Süsterhenn 


I. Vorbemerkung 

Der vorliegende Schriftliche Bericht des Rechts- 
ausschusses fußt auf dem Schriftlichen Bericht des 
Verkehrsausschusses — Drucksache V/1469 — , der 
dem Plenum des Bundestages in seiner 98. Sitzung 
am 15. März 1967 bereits Vorgelegen hat, aber nicht 
beraten worden ist, da infolge einer interfraktionel- 
len Verständigung die Zurück Verweisung des zu- 
grundeliegenden Entwurfs nunmehr an den Rechts- 
ausschuß beschlossen wurde. Der Verkehrsausschuß 
war nicht mehr beteiligt. Die Begründung für die 
Zurückverweisung ergibt sich aus dem Plenar- 
beschluß nicht. Der augenscheinliche Grund war 
sicherlich der von der Fraktion der CDU/CSU ein- 
gebrachte Änderungsantrag auf Umdruck 132 zu § 31 
des Entwurfs. Nach diesem Antrag sollen künftig 
die Strom- und schiffahrtspolizeilichen Genehmigun- 
gen durch die Wasserbehörden der Länder erfolgen. 
Die bisherige Zuständigkeit des Bundes soll auf eine 
reine Zustimmungserklärung beschränkt werden. 
Doch auch bei der Neufassung des § 1 über die De- 
finition der Seewasserstraßen waren Bedenken übrig 
geblieben, inwieweit Nutzungsrechte Dritter durch 
die Eigentumsrechte des Bundes geschmälert oder 
beeinträchtigt würden. Hinsichtlich der Abgrenzung 
der Seewasserstraßen holte der Rechtsausschuß die 
gutachtliche Stellungnahme des Verkehrsausschus- 
ses ein. Ein weiterer Punkt kam erst im Laufe der 
Beratung auf. Seitens des Landes Niedersachsen 
wurde auf die in § 55 Nr. 6 vorgesehene Aufhebung 
des Gesetzes für den Landesteil Oldenburg, betref- 
fend den Staatsvertrag über den Ausbau der 
Unterweser und anderer Reichswasserstraßen, vom 


16. August 1927 aufmerksam gemacht und darauf 
hingewiesen, daß noch eine Reihe von Verfahren 
schwebe, die auf diesem Gesetz beruhe. 

Die noch in der letzten Woche vor der Ausschuß- 
beratung eingebrachte Stellungnahme des Deutschen 
Anwaltvereins hat der Rechtsausschuß zur Kenntnis 
genommen. Die in ihr enthaltenen Anregungen sind 
jedoch von keinem Mitglied des Ausschusses über- 
nommen worden. 


II. Zu den einzelnen Beschlüssen 
des Rechtsausschusses 

Zu§ 1 

Der Regierungsentwurf sah zu § 1 eine Begriffs- 
bestimmung der Bundeswasserstraßen in Binnen- 
wasserstraßen und Seewasserstraßen vor. Eine Ab- 
grenzung der Seewasserstraßen hat der Regierungs- 
entwurf nicht vorgenommen. Diese Abgrenzung ist 
durch den Verkehrsausschuß in den Absätzen 1 a 
und 1 b erfolgt. Die nochmalige Behandlung dieser 
Abgrenzung im Rechtsausschuß hatte zum Gegen- 
stand, die Nutzungsrechte angrenzender Länder und 
dritter Personen an den im Eigentum des Bundes 
stehenden Seewasserstraßen genauer zu umreißen 
und damit zu garantieren. Der Ausschuß wählte eine 
Fassung, die im wesentlichen zwischen dem Bundes- 
verkehrsministerium und dem Land Niedersachsen 
abgesprochen worden war und im einzelnen noch 
eine Konkretisierung durch den Verkehrsausschuß 
erfahren hat. 
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In Absatz 1 a wird zunächst im Gegensatz zu dem 
ursprünglichen Beschluß des Verkehrsausschusses 
festgelegt, daß außer den Hafeneinfahrten auch die 
Außentiefs, die Küstenschutz-, Entwässerungs-, 
Landgewinnungsbauwerke, Badeanlagen und der 
trockenfallende Badestrand nicht zu den Seewasser- 
straßen gehören. Hiermit wird sichergestellt, daß 
der Bund nicht Eigentümer der genannten Bauwerke 
wird, diese vielmehr im Eigentum der Länder bzw. 
der entsprechenden Zweckverbände verbleiben. 

In Absatz 1 b sind die Nutzungsrechte angespro- 
chen. Sie werden unterteilt in öffentliche und private 
Nutzungen. Die öffentlichen Nutzungen kommen den 
angrenzenden Gemeinde- und Zweckverbänden zu- 
gute, die ein Interesse daran haben, diese Küsten- 
gewässer für die Landgewinnung, für Boden- und 
Wasserentnahme, für die Errichtung von Hafen- 
anlagen u. a. zu nutzen. Die privaten Nutzungsrechte 
sind in Nummer 2 im einzelnen aufgeführt. Der Aus- 
schuß, hat diese Einzelaufzählung gewählt, weil es 
jedenfalls zweifelhaft sein konnte, ob derartige Nut- 
zungsrechte bereits durch die allgemeine Formulie- 
rung, wie sie der Verkehrsausschuß zunächst ge- 
wählt hatte, erfaßt waren. Es handelt sich also um 
eine Klarstellung. Eine weitere Klarstellung enthält 
der Satz, daß das Land die Nutzungsbefugnisse nach 
Nummer 1 und 2 im Einzelfall einem Dritten über- 
tragen kann. Hervorzuheben ist ferner der folgende 
Satz, daß Rechte Dritter unberührt bleiben. Damit 
soll zum Ausdruck gebracht werden, daß durch diese 
Fassung die Rechte Dritter sowohl vor Beeinträch- 
tigungen, die sich durch das Eigentum des Bundes 
ergeben könnten, als auch vor Beeinträchtigungen 
infolge der Nutzungsbefugnisse Dritter gechützt 
werden sollen. In diesem Zusammenhang wird Wert 
auf den Hinweis gelegt, daß die vom Bund wahr- 
zunehmenden Verwaltungsaufgaben, wie sie ein- 
gangs des Absatzes 1 b angesprochen worden sind, 
unter Berücksichtigung der Bedürfnisse der Landes- 
kultur und der Wasserwirtschaft vorgenommen wer- 
den müssen (§ 4). 


Zu § 31 

Ein Beschluß des Rechtsausschusses zu § 31 ist in 
der partiellen Gegenüberstellung nicht enthalten. 
Dennoch muß auf diese Bestimmung deshalb ein- 
gegangen werden, weil die Fraktion der CDU/CSU 
zur zweiten Lesung des Entwurfs eines Bundes- 
wasserstraßengesetzes einen Änderungsantrag auf 
Umdruck 132 eingebracht hat, der zum Gegenstand 
hat, die ström- und schiffahrtspolizeilichen Genehmi- 
gungen in die Zuständigkeit der Länder zu legen und 
die bisherige Zuständigkeit des Bundes auf ein rei- 
nes Zustimmungserfordernis zu beschränken, über 
diesen Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU 
hat es im Ausschuß eine eingehende Debatte gege- 
ben. Befürworter dieses Antrages führten im Aus- 
schuß dazu aus, daß das Zusammenwirken von Bun- 
des- und Landesverwaltungen in der Gestalt des 
Einvernehmens der Genehmigung und der Zustim- 
mung nicht allgemein unstatthaft sei. Die Möglich- 
keit administrativer Zusammenarbeit sei geeignet, 
eine Lösung zu ergeben, wenn Bundes- und Landes- 


bereich sich berührten. Wie auch die Zuständigkeit 
des Bundes für die Bundeswasserstraßen umgrenzt 
würde, notw-endigerweise ergäben sich aus den bei- 
derseitigen Verwaltungsaufgaben Berührungen. So- 
mit handele es sich nicht um Abweichungen von den 
in den Artikeln 84 und 85 für die Berührungssphäre 
des Bundes vorgezeichneten Formen und nicht um 
die Wahrung des Grundsatzes, daß den Ländern die 
Vollziehung der Bundesgesetze verbleiben solle, 
sondern um eine Berührung zwischen Bereichen der 
Bundes- und Landesverwaltung. 

Die Befürworter des Antrages kommen zu dem 
Ergebnis, daß die mit dem Änderungsantrag ver- 
folgte Mitverwaltung des Bundes mit der Verfas- 
sung vereinbar sei. Dies ergebe sich auch aus § 44 
Abs. 5 des Entwurfs, der die Hamburger Zuständig- 
keit für das Hafengebiet ausdrücklich sanktioniere. 
Erreicht werden soll, daß die Antragsteller einer der 
in § 31 Abs. 1 Nr. 1 und 2 genannten Benutzungs- 
arten künftig davor bewahrt werden sollen, hierfür 
zwei Anträge — bei einer Landesbehörde und bei 
einer Bundesbehörde — stellen zu müssen. Es solle 
ermöglicht werden, daß der Antragsteller sich nur 
an eine Behörde zu wenden habe. 

Die Mehrheit des Ausschusses hat sich dieser Auf- 
fassung nicht angeschlossen. Es wurde dazu vor- 
getragen, daß die mit dem Änderungsantrag ange- 
strebte Regelung verfassungsrechtlich sehr bedenk- 
lich sei. Das Bundesverfassungsgericht habe schon in 
dem Verfassungsstreit über das Gesetz zur Rein- 
haltung der Bundeswasserstraßen die Kompetenzen 
zwischen der Bundeswasserstraßenverwaltung und 
der Wasserwirtschaft genau abgegrenzt. Dieses Ur- 
teil habe der Wasserstraßenverwaltung eindeutig 
die Zuständigkeit dafür zugewiesen, für die Erhal- 
tung der Wasserwege als Verkehrswege zu sorgen. 
Auch in der neuesten Entscheidung des Bundesver- 
fassungsgerichts vom 11. April 1967 in dem Verfas- 
sungsrechtsstreit des Landes Hessen gegen den Bund 
— 2 BvG 1/62 — habe das Gericht ausdrücklich klar- 
gestellt, aus der Tatsache, daß die Bundeswasser- 
straßenverwaltung nach Artikel 89 Abs. 3 GG den 
Belangen der Länderverwaltungen im Bereich der 
Landeskultur und der Wasserwirtschaft Rechnung zu 
tragen habe, lasse sich weder eine Kompetenzerwei- 
terung zugunsten der Bundeswasserstraßenverwal- 
tung noch eine Kompetenzerweiterung zugunsten 
der Landeswasserbehörden ableiten. Der Hinweis 
auf die Hamburger Regelung in § 44 Abs. 5 ziehe 
deshalb nicht, weil es sich im Hamburger Fall um 
einen Ausnahmefall handele, der nicht verallgemei- 
nert werden dürfe. 

Zur praktischen Seite des Änderungsantrages 
wurde darüberhinaus die Befürchtung geäußert, daß 
sich die Position des Unternehmers keinesfalls durch 
die im Änderungsantrag vorgesehene Regelung zu 
bessern brauche, im Gegenteil, daß die Auseinander- 
setzungen, die zwischen den Behörden möglich seien, 
die Position des betroffenen Unternehmers sogar 
verschlechtern könne. 

In der Abstimmung lehnte die Mehrheit des Aus- 
schusses den Änderungsantrag ab. Die Antragsteller 
selbst enthielten sich der Stimme. 
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Zu § 55 Abs. 2 Verpflichtung des Bundes zur Erhaltung der Fahr- 

wassertiefen und Zufahrten zum Hafen Nordenham 
Der Anfügung eines Absatzes 2 in § 55 liegt fol- an der Unterweser. Der Rechtsausschuß hat zur 

gender Vorgang zugrunde: Der Bundesrat hatte im Kenntnis genommen, daß hinsichtlich einer Reihe 

ersten Durchgang die Streichung des § 55 Nr. 6 emp- von Verfahren sich inzwischen eine Lösung zwischen 

fohlen. Er hat zur Begründung ausgeführt, daß im ^em Bundesverkehrsministerium und Oldenburg ab- 

Gebiet des früheren Landes Oldenburg noch viele zeichnet. Er will diese Verhandlungen nicht erschwe- 
Planfeststellungsverfahren nach diesem Gesetz j- 0 n^ andererseits aber nicht obsolet gewordene Vor- 

durchgeführt würden. Eine Aufhebung dieses Ge- Schriften bestehen lassen. Er hat daher die Auf- 

setzes würde einen gesetzlosen Zustand und für die hebung des Oldenburgischen Gesetzes belassen und 
Einwendungsführer unübersehbare Schädigungen Klarsteliung die Anfügung eines Absatzes 2 be- 

herbeiführen. Die Bundesregierung hat sich in ihrer schlossen, in dem ausdrücklich festgestellt wird, daß 
Gegenäußerung gegen diese Empfehlung gewandt Rechte, die aufgrund dieser aufgehobenen Vorschrif- 
und ausgeführt, daß durch das Wasserhaushalts- ten entstanden und inzwischen nicht wieder er- 
gesetz und das Niedersächsische Wassergesetz ohne- loschen sind, unberührt bleiben, 
hin bereits die in Nummer 6 aufgeführten Olden- 
burgischen Rechtsvorschriften gegenstandslos seien. 

Im übrigen schließe die vorliegende Regelung jede 

Schädigung für die Einwendungsführer aus. Dieses Schlußbemerkung 

Anliegen des Landes Niedersachsen, das im Ver- 
kehrsausschuß nicht zum Zuge gekommen war. Der Rechtsaasschuß war sehr darum bemüht, die 
wurde im Rechtsausschuß erneut vorgebracht. Es Beratung der obigen Gesetzesvorlage zu beschleuni- 
wurde hierzu ausgeführt, daß der Staatsvertrag, der gen, dies um so mehr, als das Bundesverfassungs- 
dem Oldenburgischen Gesetz zugrundeliegt, nach gericht in dem bereits zitierten Beschluß vom 
wie vor Rechtsgrundlage verschiedener Ansprüche 11. April 1967 dem Bund untersagt hat, bei der Ver- 
gegen den Bund sei. So bestünden noch eine erheb- waltung der Bundeswasserstraßen als Verkehrswege 
liehe Anzahl von Widerspruchsverfahren aus dem in Ermangelung eines Wasserstraßengesetzes Lan- 
bisherigen Auslegungsverfahren und einige Klage- desrecht anzuv/enden. Der Abschluß der Beratungen 
verfahren, denen mit Fortfall des Staatsvertrages hatte sich durch die Ziirückverweisung an den 
die günstigere Rechtsposition genommen werde. Fer- Rechtsausschuß zwangsläufig verzögert. Einer min- 
ner handele es sich um Ansprüche des Landes gegen mehrigen Verabschiedung steht nichts mehr im 
den Bund auf Lieferung von Spülgut und um die Wege. 


Bonn, den 16. Oktober 1967 


Dr. Süsterhenn 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/352 — mit den 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Änderungen, im übrigen unverändert nach den 
Beschlüssen des Verkehrsausschusses — Druck- 
sache 171469 — anzunehmen. 


Bonn, den 16. Oktober 1967 


Der Rechtsausschuß 

Dr, Wilhelmi Dr. Süsterhenn 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

der §§ 1 und 55 des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Bundeswasserstraßengesetzes 
(WaStrG) 

— Drucksache V/352 — 

mit den Beschlüssen des Verkehrsausschusses (20. Ausschuß) 
und den Beschlüssen des Rechtsausschusses (12. Ausschuß) 


Entwurf 


§ 1 

Begriffsbestimmung 

(1) Bundeswasserstraßen nach diesem Gesetz sind 

1. die Binnenwasserstraßen des Bundes, die 
dem allgemeinen Verkehr dienen; sie sind 
in der Anlage zum Gesetz aufgeführt, 

2. die Seewasserstraßen. 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 


§ 1 

BinnenwasserstraßeHr Seewa§serstraßen 


2. die Seewasserstraßen. 

(1 a) Seewasserstraßen sind die Flächen zwischen 
der Küstenlinie bei mittlerem Hochwasser oder der 
seewärtigen Begrenzung der Binnenwasserstraßen 
und der seewärtigen Begrenzung des Küstenmeeres. 
Hierzu gehören nicht die Hafeneinfahrten, die von 
Leitdämmen oder Molen ein- oder beidseitig be- 
grenzt sind. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


§ 1 

Binnenwasserstraßen, Seewasserstraßen 


(1 a) Seewasserstraßen sind die Flächen zwischen ' 
der Küstenlinie bei mittlerem Hochwasser oder der 
seewärtigen Begrenzung der Binnenwasserstraßen 
und der seewärtigen Begrenzung des Küstenmeeres, 

Zu den Seewasserstraßen gehören nicht die Hafen- 
einfahrten, die von Leitdämmen oder Molen ein- > 
oder beidseitig begrenzt sind, die Außentiefs, die 
Küstenschutz-, Entwässerungs-, Landgewinnungs- 
bauwerke, Badeanlagen und der trockenfallende 
Badestrand. 


(1) Bundeswasserstraßen nach diesem Gesetz sind (1) unverändert 

1. die Binnenwasserstraßen des Bundes, die 
dem allgemeinen Verkehr dienen; als sol- 
che gelten die in der Anlage zum Gesetz 
aufgeführten Wasserstraßen, 
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(1 b) Das jeweilige Land kann das Eigentum des 
Bundes an den Seewasserstraßen und an den an- 
grenzenden Mündungstrichtern der Binnenwasser- 
straßen unentgeltlich nutzenr soweit die Nutzung 
öffentlichen Zwecken dient und die Erfüllung der 
Verwaltungsaufgaben des Bundes nicht beeinträch- 
tigt; zu den Nutzungen gehören besonders Land- 
gewinnungr Boden- und Wasserentnahme sowie 
die Errichtung von Hafenanlagen. Das Land ist 
Eigentümer der nach Satz 1 gewonnenen Länd- und 
Hafenflächen. 


(1 b) Soweit die Erfüllung der Verwaltungsauf- 
gaben des Bundes nicht beeinträchtigt wird, kann 
das jeweilige Land das Eigentum des Bundes an den 
Seewasserstraßen und an den angrenzenden Mün- 
dungstrichtern der Binnenwasserstraßen unentgelt- 
lich nutzen, 

1. wenn die Nutzung öffentlichen Interessen 
dient, insbesondere zur Landgewinnung, 
Boden- und Wasserentnahme, Errichtung 
von Hafenanlagen, zu Maßnahmen für 
den Küstenschutz und für den Wasser- 
abfluß sowie für die Durchführung des 
Badebetriebes, 

2. zur Ausübung des Jagdrechts, der Mu- 
schelfischerei, der Schillgewinnung, der 
Landwirtschaft sowie der aus dem Eigen- 
tum sich ergebenden Befugnisse zur Nut- 
zung von Bodenschätzen. 

Das Land wird Eigentümer der nach Nummer 1 ge- 
wonnenen Land- und Hafenflächen und errichteten 
Bauwerke. Es kann die Nutzungsbefugnisse nach 
Nummer 1 und 2 im Einzelfall auf einen Dritten 
übertragen. Rechte Dritter bleiben unberührt. 


(2) Zu den Bundeswasserstraßen gehören auch 

1. die bundeseigenen Schiffahrtsanlagen, be- 
sonders Schleusen, Wehre, Schiffshebe- 
werke, Schutz-, Sicherheits- und Bauhäfen 
sowie bundeseigene Talsperren, Speicher- 
becken und andere bundeseigene Spei- 
sungsanlagen, 

2. die ihrer Unterhaltung dienenden bundes- 
eigenen Ufergrundstücke, Tonnenhöfe, 
Bau- und Schirrhöfe. 


(2) Zu den Bundeswasserstraßen gehören auch 

1. die bundeseigenen Schiffahrtsanlagen, be- 
sonders Schleusen, Schleusenkanäle, Weh- 
re, Schiffshebewerke, Schutz-, Sicherheits- 
und Bauhäfen sowie bundeseigene Tal- 
sperren, Speicherbecken und andere bun- 
deseigene Speisungsanlagen, 

2. die ihrer Unterhaltung dienenden bundes- 
eigenen Ufergrundstücke, Tonnenhöfe, 
Bau- und Schirrhöfe. 


(2) unverändert 


cn 
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Entwurf 
§ 55 

Außer Kraft tretende Vorschriften 

Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes treten die 
gleichlautenden oder entgegenstehenden Rechtsvor- 
schriften außer Kraft; dies gilt besonders für 

1. das Gesetz betreffend die Herstellung des 
Nord-Ostsee-Kanals vom 16. März 1886 (Reichs- 
gesetzbl. S. 58); 

2. Kapitel XVIII Artikel 2 der Verordnung des 
Reichspräsidenten über Maßnahmen auf dem 
Gebiet der Finanzen, der Wirtschaft und der 
Rechtspflege vom 18. März 1933 (Reichsgesetz- 
blatt I S. 109, 122); 


3. die Verordnung zur Übertragung polizeilicher 
Befugnisse auf Reichswasserstraßen an die 
Wasserstraßendirektion Bremen vom 7, Mai 

1938 (Reichsverkehrsblatt Ausgabe A S. 65); 

4. das Gesetz über die Rhein-Main-Donau-Verbin- 
dung und den Ausbau der Donau (Rhein-Main- 
Donau-Gesetz) vom 11. Mai 1938 (Reichsgesetz- 
blatt II S. 149) und die Verordnung zur Durch- 
führung des Gesetzes über die Rhein-Main- 
Donau- Verbindung und den Ausbau der Donau 
(Durchführungsverordnung zum Rhein-Main- 
Donau-Gesetz) vom 26. Juli 1938 (Reichsgesetz- 
blatt II S. 281) ; 

5. den Erlaß über die Erweiterung des Kaiser- 
Wilhelm-Kanals vom 25. Februar 1939 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 322) und die Verordnung zur 
Durchführung des Erlasses über die Erweite- 
rung des Kaiser-Wilhelm-Kanals vom 13. April 

1939 (Reichsgesetzbl. I S. 749); 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 
§ 55 

Außer Kraft tretende Vorschriften 

Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes treten die 
gleichlautenden oder entgegenstehenden Rechtsvor- 
schriften außer Kraft; dies gilt besonders für 

1. das Gesetz betreffend die Herstellung des 
Nord-Ostsee-Kanals vom 16. März 1886 (Reichs- 
gesetzbl. S. 58) ; 

2. Kapitel XVIII Artikel 2 der Verordnung des 
Reichspräsidenten über Maßnahmen auf dem 
Gebiet der Finanzen, der Wirtschaft und der 
Rechtspflege vom 18. März 1933 (Reichsgesetz- 
blatt I S. 109, 122); 

2 a. Gesetz über den Stichkanal nach Bleckenstedt- 
Hallendorf vom 16. Dezember 1937 (Reidis- 
gesetzbl. 11 S. 693); 

3. die Verordnung zur Übertragung polizeilicher 
Befugnisse auf Reichswasserstraßen an die 
Wasserstraßendirektion Bremen vom 7. Mai 

1938 (Reichs verkehrsblatt Ausgabe A S. 65); 

4. das Gesetz über die Rhein-Main-Donau-Verbin- 
dung und den Ausbau der Donau (Rhein-Main- 
Donau-Gesetz) vom 11. Mai 1938 (Reichsgesetz- 
blatt II S. 149) und die Verordnung zur Durch- 
führung des Gesetzes über die Rhein-Main- 
Donau-Verbindung und den Ausbau der Donau 
(Durchführungsverordnung zum Rhein-Main- 
Donau-Gesetz) vom 26. Juli 1938 (Reichsgesetz- 
blatt II S. 281) ; 

5. den Erlaß über die Erweiterung des Kaiser- 
Wilhelm-Kanals vom 25. Februar 1939 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 322) und die Verordnung zur 
Durchführung des Erlasses über die Erweite- 
rung des Kaiser-Wilhelm-Kanals vom 13. April 

1939 (Reichsgesetzbl. I S. 749); 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 
§ 55 

Außer Kraft tretende Vorschriften 

( 1 ) Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes treten die 
gleichlautenden oder entgegenstehenden Rechtsvor- 
schriften außer Kraft; dies gilt besonders für 

1. das Gesetz betreffend die Herstellung des 
Nord-Ostsee-Kanals vom 16. März 1886 
(Reichsgesetzbl. S. 58); 

2. Kapitel XVIII Artikel 2 der Verordnung des 
Reichspräsidenten über Maßnahmen auf 
dem Gebiet der Finanzen, der Wirtschaft 
und der Rechtspflege vom 18. März 1933 
(Reichsgesetzbl. I S. 109, 122); 

2 a. Gesetz über den Stichkanal nach Blecken- 
stedt-Hallendorf vom 16. Dezember 1937 
(Reichsgesetzbl. II S. 693); 

3. die Verordnung zur Übertragung polizei- 
licher Befugnisse auf Reichswasserstraßen 
an die Wasserstraßendirektion Bremen 
vom 7. Mai 1938 (Reichsverkehrsblatt Aus- 
gabe A S. 65); 

4. das Gesetz über die Rhein-Main-Donau- 
Verbindung und den Ausbau der Donau 
(Rhein-Main-Donau-Gesetz) vom 11. Mai 
1938 (Reichsgesetzbl. II S. 149) und die 
Verordnung zur Durchführung des Geset- 
zes über die Rhein-Main-Donau-Verbin- 
dung und den Ausbau der Donau (Durch- 
führungsverordnung zum Rhein-Main- 
Donau-Gesetz) vom 26. Juli 1938 (Reichs- 
gesetzbl. II S. 281); 

5. den Erlaß über die Erweiterung des Kaiser- 
Wilhelm-Kanals vom 25. Februar 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 322) und die Verord- 
nung zur Durchführung des Erlasses über 
die Erweiterung des Kaiser-Wilhelm- 
Kanals vom 13. April 1939 (Reichsgesetz- 
blatt I S. 749); 
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6. das oldenburgisdie Gesetz für den Landesteil 
Oldenburg, betreffend den Staatsvertrag über 
den Ausbau der Unterweser und anderer 
Reichswasserstraßen, vom 16. August 1927 
(Oldenburgisches Gesetzblatt XLV S. 329) und 
die Bekanntmachung des Oldenburgischen 
Staatsministeriums, betreffend die Verkündung 
des zwischen der Reichsregierung und dem 
Staatsministerium am 11. Oktober/6. Septem- 
ber 1927 über den Ausbau der Unterweser und 
anderer Reichswasserstraßen abgeschlossenen 
Staatsvertrages, vom 16. Dezember 1927 (Ol- 
denburgisches Gesetzblatt XLV S. 521); 


7. das braunschweigische Gesetz über den Aus- 
bau des Mittellandkanals vom 15. März 1930 
(Braunschweigische Gesetz- und Verordnungs- 
sammlung S. 26); 

8. das braunschweigische Gesetz über die Strom- 
und Schiffahrtspolizei auf dem Mittellandkanal 
im Lande Braunschweig vom 31. Juli 1935 
(Braunschweigische Gesetz- und Verordnungs- 
sammlung S. 212); 

9. die Verordnung betreffend Einholung von 
Strom- und schiffahrtspolizeilichen Genehmi- 
gungen für Anlagen in der Weser, Lesum und 
Wümme innerhalb des Landes Bremen und für 
Ableitung und Einleitung von Wasser in diese 
Flußläufe vom 6, Juni 1950 (Verkehrsblatt 
S, 198). 


5 a. Zweite Verordnung zur Durchführung der 
Vierten Verordnung über den Neuaufbau des 
Reichs vom 13. September 1940 (Reidisgesetz- 
blatt I S. 1237); 

6. das oldenburgische Gesetz für den Landesteil 
Oldenburg, betreffend den Staatsvertrag über 
den Ausbau der Unterweser und anderer 
Reichswasserstraßen, vom 16. August 1927 
(Oldenburgisches Gesetzblatt XLV S. 329) und 
die Bekanntmachung des Oldenburgischen 
Staasministeriums, betreffend die Verkündung 
des zwischen der Reichsregierung und dem 
Staatsministerium am 11. Oktober/6. Septem- 
ber 1927 über den Ausbau der Unterweser und 
anderer Reichswasserstraßen abgeschlossenen 
Staatsvertrages, vom 16. Dezember 1927 (Ol- 
denburgisches Gesetzblatt XLV S. 521); 


7. das braunschweigische Gesetz über den Aus- 
bau des Mittellandkanals vom 15, März 1930 

% 

(Braunschweigische Gesetz- und Verordnungs- 
sammlung S. 26) ; 

8. das braunschweigische Gesetz über die Strom- 
und Schiffahrtspolizei auf dem Mittellandkanal 
im Lande Braunschweig vom 31. Juli 1935 
(Braunschweigische Gesetz- und Verordnungs- 
sammlung S. 212); 

9. die Verordnung betreffend Einholung von 
ström- und schiffahrtspolizeilichen Genehmi- 
gungen für Anlagen in der Weser, Lesum und 
Wümme innerhalb des Landes Bremen und für 
Ableitung und Einleitung von Wasser in diese 
Flußläufe vom 6. Juni 1950 (Verkehrsblatt 

S. 198). 


5 a. Zweite Verordnung zur Durchführung der 
Vierten Verordnung über den Neuaufbau 
des Reichs vom 13. September 1940 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1237); 

6. das oldenburgische Gesetz für den Landes- 

teil Oldenburg, betreffend den Staatsver- 
trag über den Ausbau der Unterweser 
und anderer Reichswasserstraßen, vom 
16. August 1927 (Oldenburgisches Gesetz- 
blatt XLV S. 329) und die Bekanntmachung 
des Oldenburgischen Staatsministeriums, 
betreffend die Verkündung des zwischen 
der Reichsregierung und dem Staatsmini- 
sterium am 11. Oktober/6. September 1927 
über den Ausbau der Unterweser und an- 
derer Reichswasserstraßen abgeschlosse- 
nen Staatsvertrages, vom 16. Dezember 
1927 (Oldenburgisches Gesetzblatt XLV 

S. 521); 

7. das braunschweigische Gesetz über den 

Ausbau des Mittellandkanals vom 15. März 
1930 (Braunschweigische Gesetz- und Ver- 
ordnungssammlung S. 26); 

8. das braunschweigische Gesetz über die 

Strom- und Schiffahrtspolizei auf dem Mit- 
tellandkanal im Lande Braunschweig vom 
31. Juli 1935 (Braunschweigische Gesetz- 
und Verordnungssammlung S. 212); 

9. die Verordnung betreffend Einholung von 

ström- und schiffahrtspolizeilichen Geneh- 
migungen für Anlagen in der Weser, 
Lesum und Wümme innerhalb des Landes 
Bremen und für Ableitung und Einleitung 
vop Wasser in diese Flußläufe vom 6. Juni 
1950 (Verkehrsblatt S. 198). 

(2) Redite, die nach diesen Vorschriften entstan- 
den und nach anderen Vorschriften nicht erloschen 
sind, bleiben unberührt. 
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